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Datum -

Auf die Berufung des Beklagten wird das Urteil des Sozialgerichts
Heilbronn vom 12.07.2019 aufgehoben und die Klage abgewiesen.

AuÃ�ergerichtliche Kosten sind in beiden RechtszÃ¼gen nicht zu
erstatten.

Tatbestand

Zwischen den Beteiligten stehen hÃ¶here Leistungen fÃ¼r Unterkunft und Heizung
fÃ¼r die Zeit vom 01.02.2018 bis zum 31.01.2019 in Streit.

1. Im Auftrag des Beklagten erstellte die Immobilienberatungsgesellschaft AGmbH
(im Folgenden: A) eine empirische Auswertung zur Ã¼bernahmefÃ¤higen
Bruttokaltmiete fÃ¼r die Stadt H fÃ¼r SGB II-Leistungsberechtigte (Konzept zur
Ermittlung der angemessenen Bedarfe fÃ¼r Unterkunft â�� Methodenbericht 2016).
Hierzu fÃ¼hrte A eine stichprobenbasierte Mietwerterhebung durch, die Ã¼ber den
gesamten Vergleichsraum sowohl Bestands-, als auch Neuvertrags- und
Angebotsmieten umfasste. FÃ¼r die Bestands- und Neuvertragsmieten fÃ¼hrte A
eine Befragung von 15.000 zufÃ¤llig ausgewÃ¤hlten Mietern im Vergleichsraum
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durch. Durch Filterfragen wurden Mieten herausgefiltert, die mit persÃ¶nlichen
Beziehungen oder weiteren Leistungen gekoppelt waren, wie Wohnungen mit
Freundschaftsmieten, mietpreisreduzierte Werkswohnungen, Wohnungen in Wohn-
oder Pflegeheimen, gewerblich oder teilgewerblich genutzte Wohnungen,
mÃ¶blierte Wohnungen und Ferienwohnungen. Ebenfalls herausgefiltert wurden
Wohnungen untersten Standards. Der durch die Mietwerterhebung ermittelte
Datensatz wurde durch Mieten des SGB II-Datensatzes des Jobcenters ergÃ¤nzt.
Hierdurch konnten 2.763 Mietwerte erhoben werden, von denen 1.265 verwendet
werden konnten. SÃ¤mtliche Mietdaten wurden auf den einheitlichen Begriff der
Netto-Kaltmiete pro Quadratmeter umgerechnet und sodann den jeweiligen
WohnungsgrÃ¶Ã�enklassen zugeordnet. FÃ¼r jedes so ermittelte Tabellenfeld
wurde anschlieÃ�end eine Extremwertkappung vorgenommen, bei dem alle
Mietwerte aussortiert wurden, die auÃ�erhalb des Bereichs um den Mittelwert
herum lagen, der durch die um den Faktor 1,96 multiplizierte Standardabweichung
definiert war. Nach DurchfÃ¼hrung der Extremwertkappung standen fÃ¼r die
Auswertung insgesamt 1.201 Bestandsmieten zur VerfÃ¼gung. Neben den
Bestandsmieten wurden Angebotsmieten Ã¼ber den Zeitraum von November 2015
bis April 2016 erfasst. Ausgewertet wurden insbesondere drei Internet-
Immobiliensuchportale und die Ã¶rtliche Tagespresse. Die erfassten Mietdaten
wurden ebenfalls in den einheitlichen Begriff der Nettokaltmiete pro Quadratmeter
umgerechnet. Nach Dublettenbereinigung und Extremwertkappung verblieben von
den erhobenen 316 Angebotsmieten 301 verwertbare Werte. Zur Ableitung der
Angemessenheitsgrenze wurde in einem weiteren Schritt das Nachfragevolumen
nach preiswertem Wohnraum ermittelt, wozu der Anteil an Haushalten mit
Bedarfsgemeinschaften, WohngeldempfÃ¤ngern, Geringverdienern ohne
Leistungsbezug und AsylbewerberleistungsempfÃ¤ngern an den Gesamthaushalten
errechnet wurde. Hiernach ergab sich im unteren Marktsegment ein
Nachfragevolumen fÃ¼r Ein-Personen-Haushalte von 22 %, fÃ¼r Zwei-Personen-
Haushalte von 11 %, fÃ¼r Drei-Personen-Haushalte von 14 %, fÃ¼r Vier-Personen-
Haushalte von 14 % und fÃ¼r FÃ¼nf-Personen-Haushalte und mehr von 23 %. Auf
Grundlage der Bestandsmieten und des Nachfragevolumens im unteren
Marktsegment wurde ein Perzentil definiert, das als theoretische Untergrenze der
Versorgung von Bedarfsgemeinschaften mit Wohnraum angesehen wurde. In
Anwendung der fÃ¼r Ein-Personen-Haushalte auf das 40. Perzentil festgelegten
Perzentilgrenze wurde differenziert nach HaushaltsgrÃ¶Ã�enklassen ein
vorlÃ¤ufiger Angemessenheitswert definiert. Sodann wurde im Rahmen eines
iterativen Verfahrens dieser Ausgangswert zu den Angebotsmieten in Bezug gesetzt
und die GrÃ¶Ã�e des Anteils der Angebotsmieten ermittelt, der fÃ¼r den anhand
der Bestandsmieten abgeleiteten (vorlÃ¤ufigen) Angemessenheitswert anzumieten
war. Zur Ermittlung der angemessenen Betriebskosten erhob A im Rahmen der
Mieterbefragung die kalten Betriebskostenvorauszahlungen. Den
Angemessenheitswert setzte der Konzeptersteller differenziert nach
WohnungsgrÃ¶Ã�enklassen beim jeweiligen Mittelwert fest.

FÃ¼r die Stadt H ermittelte A auf diese Weise als angemessene Unterkunftskosten
fÃ¼r einen Ein-Personen-Haushalt eine abstrakt monatlich Ã¼bernahmefÃ¤hige
Bruttokaltmiete von insgesamt 363,15 Euro, errechnet aus einem Betrag von 8,07
Euro/mÂ² (6,88 Euro/mÂ² fÃ¼r Netto-Kaltmiete und 1,19 Euro/mÂ² fÃ¼r
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Betriebskosten) x 45 mÂ². FÃ¼r diesen Wert waren 25 % der aus der
Datenerhebung ermittelten Angebotsmieten verfÃ¼gbar.

2. Der 1959 geborene KlÃ¤ger steht mit nur kurzen Unterbrechungen seit vielen
Jahren bei dem Beklagten im Grundsicherungsleistungsbezug. Seit seiner Kindheit
leidet er unter Epilepsie und zumindest seit 2014 unter einer ZwangsstÃ¶rung in
Gestalt eines Waschzwangs und einer rezidivierenden depressiven StÃ¶rung (Attest
des F vom 05.05.2014; sachverstÃ¤ndige Zeugenaussage des K vom 05.10.2018).

Von Beginn des Leistungsbezugs im Jahr 2004 bis August 2014 bewohnte der
KlÃ¤ger eine 60,4Â mÂ² groÃ�e Wohnung in der K1straÃ�eÂ  in H. Ab 01.07.2009
beliefen sich die Unterkunftskosten fÃ¼r diese Wohnung auf insgesamt 429,50
Euro, bestehend aus einer Grundmiete in HÃ¶he von 331,50 Euro, kalten
Betriebskosten in HÃ¶he von 85,00 Euro, Heizkosten in HÃ¶he von 48,21 Euro und
Kosten fÃ¼r einen Stellplatz in HÃ¶he von 13,00 Euro. 

Mit Schreiben vom 14.08.2009 wies die Stadt H als kommunaler TrÃ¤ger der
Unterkunftskosten den KlÃ¤ger darauf hin, dass seine Nettokaltmiete
unangemessen hoch sei. Angemessen sei fÃ¼r einen Ein-Personen-Haushalt in H
eine Nettokaltmiete in HÃ¶he von 293,00 Euro. Der KlÃ¤ger habe lÃ¤ngstens sechs
Monate Zeit, seine Unterkunftskosten zu senken. Mit Bewilligungsbescheid vom
13.10.2009 berÃ¼cksichtigte der kommunale TrÃ¤ger ab dem 01.10.2009 nur die
von ihm als angemessen angesehene Nettokaltmiete und wies erneut auf die seiner
Meinung nach bestehende Unangemessenheit der Unterkunftskosten hin. Einen
entsprechenden Hinweis enthielten auch der Widerspruchsbescheid vom
15.02.2010 und der Bewilligungsbescheid vom 29.11.2010, wobei der kommunale
TrÃ¤ger ab dem 01.11.2010 eine Nettokaltmiete in HÃ¶he von 297,00 Euro
berÃ¼cksichtigte. Im Bewilligungsbescheid vom 01.07.2011 verwies er hinsichtlich
der â��Ermittlung der angemessenen Kostenâ�� auf den Bewilligungsbescheid vom
29.11.2010.

Im Rahmen der erstmaligen Erbringung der Unterkunftskosten durch den Beklagten
nahm dieser Bezug auf die â��AusfÃ¼hrungen der bisher erlassenen Bescheide der
Stadt H fÃ¼r Kosten der Unterkunft und Heizungâ�� und berÃ¼cksichtigte â�� wie
auch in der Folgezeit â�� ebenfalls nur eine Grundmiete in HÃ¶he von 297 Euro
(vgl. Bescheid vom 18.01.2012).

Wegen einer Sanierung seiner Wohnung vereinbarte der KlÃ¤ger am 20.06.2014 mit
seinem Vermieter einen Wechsel in eine andere Wohnung des Hauses in der
K1straÃ�e . Der Wohnungswechsel erfolgte ohne Zusicherung des Beklagten im
August 2014. Die neue Wohnung hatte eine GrÃ¶Ã�e von 61,6 mÂ². Die Grundmiete
betrug 362,00 Euro, die kalten Betriebskosten 74,00 Euro und die Heizkosten inkl.
Warmwasser 65,00 Euro. 

Auch nach dem Umzug bewilligte der Beklagte dem KlÃ¤ger Unterkunftskosten nur
unter BerÃ¼cksichtigung der von ihm als angemessen erachteten Grundmiete fÃ¼r
einen Ein-Personen-Haushalt in HÃ¶he 297,00 Euro und zunÃ¤chst nur unter
BerÃ¼cksichtigung der als angemessen erachteten Betriebskosten in HÃ¶he von
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42,00 Euro und Heizkosten in HÃ¶he von 42,00 Euro. Im Rahmen einer
Einzelfallentscheidung Ã¼bernahm der Beklagte ab dem 01.10.2014 die Betriebs-
und Heizkosten in tatsÃ¤chlicher HÃ¶he.

Ab dem 01.07.2017 beliefen sich die Kosten fÃ¼r Unterkunft und Heizung des
KlÃ¤gers auf eine Grundmiete in HÃ¶he von 362,00 Euro, kalte Nebenkosten in
HÃ¶he von 83,00 Euro und Heizkosten in HÃ¶he von 45,00 Euro, insgesamt also
490,00 Euro. Die Betriebs- und Heizkosten Ã¼bernahm der Beklagte weiterhin in
tatsÃ¤chlicher HÃ¶he.

3. Auf seinen Weiterbewilligungsantrag vom 15.12.2017 bewilligte der Beklagte
dem KlÃ¤ger mit Bescheid vom 02.01.2018 monatliche Grundsicherungsleistungen
in HÃ¶he von 854,00 Euro fÃ¼r die Zeit vom 01.02.2018 bis zum 31.01.2019. Der
Beklagte legte dabei einen Regelbedarf in HÃ¶he von 416,00 Euro, eine Grundmiete
in HÃ¶he von 310,00 Euro, Heizkosten in HÃ¶he von 45,00 Euro und Nebenkosten in
HÃ¶he von 83,00 Euro, insgesamt also Unterkunftskosten in HÃ¶he von 438,00 Euro
zugrunde.

Zur BegrÃ¼ndung seines hiergegen am 16.01.2018 erhobenen Widerspruchs
fÃ¼hrte der KlÃ¤ger aus, es seien monatliche Kosten fÃ¼r Unterkunft und Heizung
in HÃ¶he von 490,00 Euro zu gewÃ¤hren. Das sog. schlÃ¼ssige Konzept des
Beklagten genÃ¼ge nicht den Anforderungen der Rechtsprechung. Es seien daher
die Werte des Â§ 12 WoGG unter BerÃ¼cksichtigung eines Sicherheitszuschlags von
10% und die Werte des bundesweiten Heizspiegels zugrunde zu legen. Hiernach sei
die tatsÃ¤chliche Bruttowarmmiete angemessen.

Mit Widerspruchsbescheid vom 16.01.2018 (Bl. 88 eVerwA) wies der Beklagte den
Widerspruch zurÃ¼ck. Der KlÃ¤ger sei in der Vergangenheit mehrfach auf die
Unangemessenheit seiner Unterkunftskosten hingewiesen worden. Auf Grundlage
des fÃ¼r die Stadt H erstellten schlÃ¼ssigen Konzepts betrage die fÃ¼r eine
Person bei einer angemessenen WohnflÃ¤che von 45 mÂ² angemessene Netto-
Kaltmiete 309,60 Euro, gerundet 310,00 Euro. Aufgrund des Waschzwangs des
KlÃ¤gers Ã¼bernehme der Beklagte die tatsÃ¤chlichen kalten Betriebskosten in
HÃ¶he von 83,00 Euro.

Deswegen hat der KlÃ¤ger am 13.02.2018 Klage zum Sozialgericht Heilbronn (SG)
erhoben und die GewÃ¤hrung hÃ¶herer Grundsicherungsleistungen unter
Zugrundelegung einer Bruttowarmmiete in HÃ¶he von 490,00 Euro begehrt (S 8 AS
494/18). 

Im Hinblick auf das vor dem SG unter dem Az. S 8 AS 2233/15 gefÃ¼hrte
Parallelverfahren, das die Unterkunftskosten des KlÃ¤gers fÃ¼r die Zeit vom
01.10.2014 bis zum 31.01.2015, vom 01.02.2015 bis zum 31.01.2016 und vom
01.02.2016 bis zum 31.01.2017 betroffen hat, hat das SG durch Beschluss vom
26.06.2018 das Ruhen des Verfahrens S 8 AS 494/18 angeordnet. 

In dem Verfahren S 8 AS 2233/15, das mit einem gerichtlichen Vergleich geendet
hat, hat das SG A schriftlich befragt. In seiner Stellungnahme vom 16.04.2018 hat
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der Konzeptersteller unter anderem dargestellt, wie sich die im Rahmen der
Konzepterstellung durch die Mieterbefragung ermittelten Mietwerte auf den
Vergleichsraum verteilten und nach welchen Parametern die vom Beklagten zur
VerfÃ¼gung gestellten Mietdaten in das Konzept eingeflossen seien. Der Beklagte
hat in dem Verfahren S 8 AS 2233/15 Kopien des Immobilienteils der â��Her
Stimmeâ�� mit markierten Wohnungsanzeigen vorgelegt, die er selbst
nachtrÃ¤glich recherchiert hat, die Eingang in die vom Konzeptersteller in dem
ebenfalls vor dem SG gefÃ¼hrten Rechtsstreit S 7 AS 1912/17 (Az. des LSG L 3 AS
1027/19), das die Mietobergrenze eines Zwei-Personen-Haushaltes betreffe,
erklÃ¤rt, dass er in Bezug auf die vom Beklagten zur VerfÃ¼gung gestellten
Mietdaten eine Dublettenfilterung vorgenommen und nur die danach Ã¼brig
gebliebenen Mietwerte verwendet habe. Unter Bezugnahme auf den Mietspiegel
2016 hat er ausgefÃ¼hrt, zur gegenstÃ¤ndlichen Kaltmiete seien Wohnungen
verfÃ¼gbar gewesen. Ob der KlÃ¤ger zu diesen Werten eine Wohnung habe
anmieten kÃ¶nnen, sei eine Frage der konkreten Angemessenheit. Der KlÃ¤ger
habe keine entsprechenden BemÃ¼hungen vorgetragen. Der Beklagte hat die in
dem Verfahren S 8 AS 2233/15 abgegebene Stellungnahme des Konzepterstellers
vom 16.04.2018, einen Screenshot der Suchmaske der I fÃ¼r die Angebotsmieten
und den Methodenbericht zum Mietspiegel 2016 zur Akte gereicht. In dem den
vorherigen Bewilligungszeitraum betreffenden Parallelverfahren L 3 AS 2812/19 hat
der Beklagte zudem eine Tabelle, die die von der I GmbH erhaltenen Rohdaten der
Angebotsmieten enthalten hat, zur Akte gereicht.

Der Beklagte beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Heilbronn vom 12.07.2019 aufzuheben und die Klage
abzuweisen.

Der KlÃ¤ger beantragt,

die Berufung des Beklagten zurÃ¼ckzuweisen.

Er hÃ¤lt das angefochtene Urteil des SG fÃ¼r zutreffend. ErgÃ¤nzend fÃ¼hrt er
insbesondere aus, der Beklagte habe Nachweise Ã¼ber die Angebotsmieten nicht in
dem Umfang erbracht, wie sie dem Konzept zugrunde lÃ¤gen. Es stelle sich zudem
die Frage, warum nicht auch die DatensÃ¤tze der SGB XII- und
AsylbewerberleistungsempfÃ¤nger Eingang in das Konzept gefunden hÃ¤tten.

Der Senat hat in einem einen Zwei-Personen-Haushalt in der Stadt H betreffenden
Parallelverfahren (L 3 AS 1027/19) Stellungnahmen von A eingeholt. Die
Stellungnahme vom 15.02.2021 hat die Fragen betroffen, wie viele der
berÃ¼cksichtigten Bestandsmieten der Mieterbefragung und den DatensÃ¤tzen des
Jobcenters entstammten, ob die PerzentilgrÃ¶Ã�e fÃ¼r jede HaushaltsgrÃ¶Ã�e
individuell gesetzt worden sei und die Frage der tatsÃ¤chlichen Anmietbarkeit der
Angebotsmieten. Die Stellungnahme vom 20.04.2021 hat die AktualitÃ¤t der Daten
zu den â��Geringverdienern ohne Leistungsbezugâ�� in der Nachfrageanalyse
betroffen und die Stellungnahme vom 21.05.2021 hat die Frage der
BerÃ¼cksichtigung von Studierenden und EmpfÃ¤ngern von
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Berufsausbildungsbeihilfe als konkurrierende Nachfrager nach preiswertem
Wohnraum betroffen. Alle Stellungnahmen sind zum Gegenstand des Verfahrens
gemacht worden.

Dem Senat hat die Akte des den vorherigen Bewilligungszeitraum betreffenden
Parallelverfahrens L 3 AS 2812/19 vorgelegen.

Â 

EntscheidungsgrÃ¼nde

Die nach fÃ¼r den Senat gem. Â§ 144 Abs. 3 SGG bindender Zulassung durch das
SG statthafte sowie nach Â§ 151 SGG form- und fristgerecht erhobene und auch im
Ã�brigen zulÃ¤ssige Berufung des Beklagten ist begrÃ¼ndet. 

1. Gegenstand des Verfahrens ist das Urteil des SG vom 12.07.2019 und der den
Zeitraum vom 01.02.2018 bis zum 31.01.2019 betreffende Bewilligungsbescheid
des Beklagten vom 02.01.2018 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
16.01.2018, soweit diese die HÃ¶he der Leistungen fÃ¼r Unterkunft und Heizung
nach Â§ 22 Abs. 1 SGB II betreffen (zur ZulÃ¤ssigkeit dieser BeschrÃ¤nkung siehe
BSG, Urteil vom 17.09.2020 â�� B 4 AS 22/20 R, juris Rn. 16). Der
Ã�nderungsbescheid vom 24.11.2018 ist nicht gem. Â§ 96 Abs. 1 SGG Gegenstand
des Verfahrens geworden. Nach dieser Vorschrift wird ein nach Klageerhebung
erlassener Bescheid Gegenstand des Klageverfahrens, wenn er nach Erlass des
Widerspruchsbescheides ergangen ist und den angefochtenen Verwaltungsakt
abÃ¤ndert oder ersetzt. Der nach Erlass des Widerspruchsbescheides ergangene
Ã�nderungsbescheid vom 24.11.2018 hat den Bescheid vom 02.01.2018 in der
Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 16.01.2018 fÃ¼r den Monat Januar 2019
zwar im Hinblick auf die RegelsatzerhÃ¶he abgeÃ¤ndert, indes ist diese hier nicht
angefochten.

2. Mit seiner Klage begehrt der KlÃ¤ger die GewÃ¤hrung hÃ¶herer Kosten fÃ¼r
Unterkunft und Heizung fÃ¼r die Zeit vom 01.02.2018 bis zum 31.01.2019 unter
BerÃ¼cksichtigung seiner tatsÃ¤chlichen monatlichen Kosten fÃ¼r Unterkunft und
Heizung in HÃ¶he von 490,00 Euro. Sein Ziel verfolgt der KlÃ¤ger prozessual
zutreffend mit einer kombinierten Anfechtungs- und Leistungsklage gem. Â§ 54 Abs.
1 Satz 1, Abs. 4 SGG.

3. Die Klage ist unbegrÃ¼ndet. Der KlÃ¤ger hat keinen Anspruch auf hÃ¶here
Leistungen fÃ¼r Unterkunft und Heizung, als ihm mit Bescheid vom 02.01.2018 in
der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 16.01.2018 bewilligt worden sind.
Seine tatsÃ¤chlichen Kosten in HÃ¶he von monatlich 490,00 Euro sind nicht
angemessen. Subjektive GrÃ¼nde, aus denen er ausnahmsweise hÃ¶here
Leistungen beanspruchen kÃ¶nnte, liegen nicht vor.

a) Rechtsgrundlage eines Anspruchs auf hÃ¶here Leistungen fÃ¼r Unterkunft und
Heizung sind Â§Â§ 19 Abs. 1 Satz 1, 3 i.V.m. Â§ 22 SGB II. Nach Â§ 19 Abs. 1 Satz 1
SGB II erhalten erwerbsfÃ¤hige Leistungsberechtigte Arbeitslosengeld II, das nach 

                             6 / 23

https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=L%203%20AS%202812/19
https://dejure.org/gesetze/SGG/144.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/151.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/22.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%204%20AS%2022/20%20R
https://dejure.org/gesetze/SGG/96.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/54.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/54.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/19.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/22.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/19.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/19.html


 

Â§ 19 Abs. 1 Satz 3 SGB II den Regelbedarf, Mehrbedarfe und den Bedarf fÃ¼r
Unterkunft und Heizung umfasst.

Der KlÃ¤ger erfÃ¼llt dem Grunde nach die Anspruchsvoraussetzungen,
insbesondere ist er im streitigen Zeitraum ein erwerbsfÃ¤higer
Leistungsberechtigter i.S.d. Â§ 7 Abs. 1 Satz 1 SGB II gewesen. Hierzu zÃ¤hlen
Personen, die 1. das 15. Lebensjahr vollendet und die Altersgrenze nach Â§ 7a noch
nicht erreicht haben, 2. erwerbsfÃ¤hig sind, 3. hilfebedÃ¼rftig sind und 4. ihren
gewÃ¶hnlichen Aufenthalt in der Bundesrepublik Deutschland haben. Der 1959
geborene KlÃ¤ger hatte im streitigen Zeitraum das 15. Lebensjahr bereits vollendet
und die Altersgrenze nach Â§ 7a SGB II noch nicht erreicht. Er ist erwerbsfÃ¤hig und
auch hilfebedÃ¼rftig gewesen, nachdem er im streitigen Zeitraum nicht Ã¼ber
berÃ¼cksichtigungsfÃ¤higes Einkommen oder VermÃ¶gen verfÃ¼gt hat.
LeistungsausschlÃ¼sse nach Â§ 7 Abs. 1 Satz 2, Abs. 4, Abs. 4a, oder Abs. 5 SGB II
haben nicht vorgelegen.

b) Nach Â§ 22 Abs. 1 Satz 1 SGB II werden Bedarfe fÃ¼r Unterkunft und Heizung in
HÃ¶he der tatsÃ¤chlichen Aufwendungen anerkannt, soweit diese angemessen
sind. Die PrÃ¼fung der Angemessenheit des Bedarfs fÃ¼r die Unterkunft und der
des Bedarfs fÃ¼r die Heizung haben grundsÃ¤tzlich getrennt voneinander zu
erfolgen (BSG, Urteil vom 02.07.2009 â�� B 14 AS 36/08 R, juris Rn. 18 m.w.N.),
unbeschadet der WirtschaftlichkeitsprÃ¼fung bei Kostensenkungsaufforderungen
(Â§ 22 Abs. 1 Satz 4 SGB II) und der zwischenzeitlich eingefÃ¼hrten
Gesamtangemessenheitsgrenze nach Â§ 22 Abs. 10 SGB II in der Fassung des
Gesetzes vom 26.07.2016 (BGBl I 1824) (BSG, Urteil vom 30.01.2019 â�� B 14 AS
24/18 R, juris Rn. 14).

Die tatsÃ¤chlichen Unterkunftskosten des KlÃ¤gers fÃ¼r Unterkunft und Heizung
haben sich in dem hier streitigen Zeitraum auf monatlich insgesamt 490,00 Euro
belaufen. Dieser Betrag hat sich aus einer Grundmiete in HÃ¶he von 362,00 Euro,
Betriebskosten in HÃ¶he von 83,00 Euro und Heizkosten in HÃ¶he von 45,00 Euro
zusammengesetzt.

c) Dass der Beklagte diese Unterkunftskosten (Grundmiete in HÃ¶he von 362,00
Euro und Betriebskosten in HÃ¶he von 83,00 Euro ) nicht vollumfÃ¤nglich
Ã¼bernommen hat, ist rechtlich nicht zu beanstanden.

aa) Zur Bestimmung des anzuerkennenden Bedarfs fÃ¼r die Unterkunft ist von den
tatsÃ¤chlichen Aufwendungen auszugehen (BSG, Urteil vom 22.09.2009 â�� B 4 AS
8/09 R, juris Rn. 15 ff.). Will das Jobcenter nicht die tatsÃ¤chlichen Aufwendungen
als Bedarf anerkennen, weil es sie fÃ¼r unangemessen hoch hÃ¤lt, muss es
grundsÃ¤tzlich ein Kostensenkungsverfahren durchfÃ¼hren und der
leistungsberechtigten Person den der Besonderheit des Einzelfalls angemessenen
Umfang der Aufwendungen mitteilen (Â§ 22 Abs. 1 Satz 3 SGB II; so schon BSG,
Urteil vom 07.11.2006 â�� B 7b AS 10/06 R, juris Rn. 29; BSG, Urteil vom
30.01.2019 â�� B 14 AS 24/18 R, juris Rn. 15).

bb) Die Ermittlung des angemessenen Umfangs der Aufwendungen fÃ¼r die
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Unterkunft hat in zwei grÃ¶Ã�eren Schritten zu erfolgen: ZunÃ¤chst sind die
abstrakt angemessenen Aufwendungen fÃ¼r die Unterkunft, bestehend aus
Nettokaltmiete und kalten Betriebskosten (= Bruttokaltmiete), zu ermitteln; dann ist
die konkrete (= subjektive) Angemessenheit dieser Aufwendungen im Vergleich mit
den tatsÃ¤chlichen Aufwendungen zu prÃ¼fen, insbesondere auch im Hinblick auf
die Zumutbarkeit der notwendigen Einsparungen, einschlieÃ�lich eines Umzugs.

Die Ermittlung der abstrakt angemessenen Aufwendungen hat unter Anwendung
der Produkttheorie (â��WohnungsgrÃ¶Ã�e in Quadratmeter multipliziert mit dem
Quadratmeterpreisâ��) in einem mehrstufigen Verfahren zu erfolgen: Bestimmung
der (abstrakt) angemessenen WohnungsgrÃ¶Ã�e fÃ¼r die leistungsberechtigte(n)
Person(en), Bestimmung des angemessenen Wohnungsstandards, Ermittlung der
aufzuwendenden Nettokaltmiete fÃ¼r eine nach GrÃ¶Ã�e und Wohnungsstandard
angemessene Wohnung in dem maÃ�geblichen Ã¶rtlichen Vergleichsraum nach
einem schlÃ¼ssigen Konzept, Einbeziehung der angemessenen kalten
Betriebskosten (BSG, Urteil vom 22.09.2009 â�� B 4 AS 18/09 R, juris Rn. 16 ff.;
BSG, Urteil vom 20.12.2011 â�� B 4 AS 19/11 R, juris Rn. 14; BSG, Urteil vom
12.06.2013 â�� B 14 AS 60/12 R, juris Rn. 18; BSG, Urteil vom 12.12.2017 â�� B 4
AS 33/16 R, juris Rn. 14 f.; BSG, Urteil vom 30.01.2019 â�� B 14 AS 24/18 R, juris
Rn. 20; BSG, Urteil vom 03.09.2020 â�� B 14 AS 34/19 R, juris Rn. 13 f.).
Angemessen ist eine Wohnung nur dann, wenn sie nach Ausstattung, Lage und
Bausubstanz einfachen und grundlegenden BedÃ¼rfnissen entspricht und keinen
gehobenen Wohnstandard aufweist, wobei es genÃ¼gt, dass das Produkt aus
WohnflÃ¤che und Standard, das sich in der Wohnungsmiete niederschlÃ¤gt,
angemessen ist (vgl. nur BSG, Urteil vom 12.12.2017 â�� B 4 AS 33/16 R, juris Rn.
15 m.w.N.; ebenso BSG, Urteil vom 17.09.2020 â�� B 4 AS 22/20 R, juris Rn. 25).

cc) Die abstrakt angemessene WohnungsgrÃ¶Ã�e betrÃ¤gt fÃ¼r den
alleinstehenden KlÃ¤ger 45 mÂ². Zur Festlegung der angemessenen WohnflÃ¤che
ist nach der Rechtsprechung des BSG auf die WohnraumgrÃ¶Ã�en fÃ¼r
Wohnberechtigte im sozialen Mietwohnungsbau abzustellen. MaÃ�geblich sind die
im streitigen Zeitraum gÃ¼ltigen Bestimmungen. Die Angemessenheit der
WohnungsgrÃ¶Ã�e richtet sich damit grundsÃ¤tzlich nach den Werten, die die
LÃ¤nder aufgrund von Â§ 10 WohnraumfÃ¶rderungsgesetz vom 13.09.2001 (BGBl. I
2379) festgelegt haben (BSG, Urteil vom 16.05.2012 â�� B 4 AS 109/11 R, juris Rn.
18). Nachdem in Baden-WÃ¼rttemberg ein eigenes
LandeswohnraumfÃ¶rderungsgesetz (LWoFG) besteht, das allerdings keine nach
Personenzahl differenzierende Quadratmeter-GrÃ¶Ã�en fÃ¼r angemessenen
Wohnraum enthÃ¤lt, sind vorliegend die DurchfÃ¼hrungshinweise des
Wirtschaftsministeriums zum LandeswohnraumfÃ¶rderungsgesetz (DH-LWoFG)
maÃ�geblich. Hiernach ist nach Teil 3 Nr. 3 der DH-LWoFG fÃ¼r eine Person eine
WohnungsgrÃ¶Ã�e von bis zu 45 mÂ² angemessen (im Ergebnis ebenso: LSG Baden-
WÃ¼rttemberg, Urteil vom 22.04.2021 â�� L 7 AS 4054/18, juris Rn. 30 unter
Berufung auf die auÃ�er Kraft getretene VwV-SozWo). Vorliegend Ã¼berschreitet
die WohnungsgrÃ¶Ã�e des KlÃ¤gers mit 61,6 mÂ² die abstrakt angemessene
WohnflÃ¤che damit um 16,6 mÂ². Individuelle GrÃ¼nde, die einen hÃ¶heren
WohnflÃ¤chenbedarf rechtfertigen kÃ¶nnten, liegen nicht vor. 
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dd) Der Beklagte hat die aufzuwendende Netto-Kaltmiete fÃ¼r eine 45 mÂ² groÃ�e,
einfachen Standards entsprechende Wohnung in dem maÃ�geblichen Ã¶rtlichen
Vergleichsraum nach einem schlÃ¼ssigen Konzept ermittelt. 

(1) Es erfÃ¼llt die von der Rechtsprechung des BSG gestellten
Mindestanforderungen an ein solches Konzept. Hiernach soll das schlÃ¼ssige
Konzept die GewÃ¤hr dafÃ¼r bieten, dass die aktuellen VerhÃ¤ltnisse des
Mietwohnungsmarkts im Vergleichsraum dem Angemessenheitswert zugrunde
liegen und dieser realitÃ¤tsgerecht ermittelt wird. SchlÃ¼ssig ist ein Konzept, wenn
es neben rechtlichen zudem bestimmte methodische Voraussetzungen erfÃ¼llt und
nachvollziehbar ist. Dies erfordert trotz Methodenvielfalt insbesondere eine
Definition der untersuchten Wohnungen nach GrÃ¶Ã�e und Standard, Angaben
Ã¼ber die Art und Weise der Datenerhebung, Angaben Ã¼ber den Zeitraum, auf
den sich die Datenerhebung bezieht, ReprÃ¤sentativitÃ¤t und ValiditÃ¤t der
Datenerhebung, Einhaltung anerkannter mathematisch-statistischer GrundsÃ¤tze
bei der Datenauswertung, Vermeidung von â��Brennpunktenâ�� durch soziale
Segregation sowie eine BegrÃ¼ndung, in der die Ermittlung der
Angemessenheitswerte aus den Daten dargelegt wird (grundlegend BSG, Urteil vom
22.09.2009 â�� B 4 AS 18/09 R, juris Rn. 18 f.; BSG, Urteil vom 18.11.2014 â�� B 4
AS 9/14 R, juris; BSG, Urteil vom 12.12.2017 â�� B 4 AS 33/16 R, juris Rn. 17 f.;
BSG, Urteil vom 30.01.2019 â�� B 14 AS 24/18 R, juris Rn. 24; BSG, Urteil vom
17.09.2002 â�� B 4 AS 22/20, juris Rn. 28; vgl. zudem Â§Â 22a Abs. 3, Â§Â 22b Abs.
1, 2, Â§Â 22c Abs. 1 SGB II). Es kann verschiedene Methoden geben, um ein
schlÃ¼ssiges Konzept in diesem Sinne zu erstellen und den damit unmittelbar
zusammenhÃ¤ngenden Vergleichsraum oder ggfs. mehrere VergleichsrÃ¤ume zu
bilden, weil weder aus Â§ 22 SGB II noch aus Â§Â§Â 22a bis 22c SGB II die
Anwendung eines bestimmten Verfahrens rechtlich zwingend ableitbar ist (BSG,
Urteil vom 30.01.2019 â�� B 14 AS 24/18 R, juris Rn. 25). 

Es ist gerichtlich voll Ã¼berprÃ¼fbar, ob die Ermittlung der abstrakt angemessenen
Netto-Kaltmiete, insbesondere die Festlegung des Vergleichsraums und die
Erstellung eines schlÃ¼ssigen Konzepts im Rahmen der Methodenvielfalt zutreffend
erfolgt ist. Die volle gerichtliche Ã�berprÃ¼fung des Angemessenheitswerts und
des Verfahrens zu seiner Ermittlung schlieÃ�t nicht aus, dass bei dieser Kontrolle
der Verwaltung deren in der Methodenvielfalt zum Ausdruck kommenden
Eigenverantwortung Rechnung getragen und die gerichtliche Kontrolle als eine
nachvollziehende Kontrolle ausgestaltet wird (BSG, Urteil vom 30.01.2019 â�� B 14
AS 24/18 R, juris Rn. 26). Die gerichtliche Verpflichtung zur Amtsermittlung findet
ihre Grenze in der Mitwirkungslast der Beteiligten (Â§Â 103 SatzÂ 1 SGG; hierzu
zuletzt BSG, Urteil vom 17.12.2019 â�� B 1 KR 19/19 R, juris Rn. 22; vgl. auch
Burkiczak, NZS 2011, S. 326, 327 f.), die vorliegend dadurch geprÃ¤gt ist, dass die
Methodenauswahl dem Jobcenter vorbehalten ist und es nicht Aufgabe des Gerichts
ist, ein unschlÃ¼ssiges Konzept mit sachverstÃ¤ndiger Hilfe schlÃ¼ssig zu machen.
Einer ins Einzelne gehenden Ã�berprÃ¼fung bestimmter Detailfragen, worunter
auch Einzelheiten der ReprÃ¤sentativitÃ¤t und ValiditÃ¤t der dem konkreten
Konzept zugrunde gelegten Daten zu fassen sind, bedarf es daher erst dann, wenn
fundierte EinwÃ¤nde erhoben werden, die insbesondere Ã¼ber ein Bestreiten der
Stimmigkeit bestimmter Daten hinausgehen mÃ¼ssen, oder die auf eine Verletzung
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der in Â§Â 22c SGB II fÃ¼r eine Satzungsregelung enthaltenen Vorgaben zur
Datenerhebung, -auswertung und -Ã¼berprÃ¼fung hindeuten. (BSG, Urteil vom
17.09.2020 â�� B 4 AS 22/20 R, juris Rn. 30).

(2) Gemessen an diesen Vorgaben ist das von A erstellte Konzept nicht zu
beanstanden.

(a) Rechtlich nicht zu beanstanden ist, dass das Konzept als maÃ�geblichen
Vergleichsraum fÃ¼r die Bestimmung der angemessenen Unterkunftskosten das
gesamte Stadtgebiet H gewÃ¤hlt hat. Nach der Rechtsprechung des BSG ist der
rÃ¤umliche VergleichsmaÃ�stab so zu wÃ¤hlen, dass Hilfesuchende im Regelfall ihr
soziales Umfeld beibehalten kÃ¶nnen. Deshalb ist fÃ¼r den rÃ¤umlichen
VergleichsmaÃ�stab in erster Linie der Wohnort des Hilfesuchenden maÃ�gebend.
Nur bei besonders kleinen Gemeinden, die Ã¼ber keinen reprÃ¤sentativen
Wohnungsmarkt verfÃ¼gen, kommen grÃ¶Ã�ere und bei besonders groÃ�en
StÃ¤dten kleinere Gebietseinheiten in Betracht (BSG, Urteil vom 07.11.2006 â�� B
7b AS 10/06 R, juris Rn. 24; BSG, Urteil vom 07.11.2006 â�� B 7b AS 18/06 R,
juris Rn. 21). Entscheidend ist es, fÃ¼r die reprÃ¤sentative Bestimmung des
Mietpreisniveaus ausreichend groÃ�e RÃ¤ume der Wohnbebauung zu beschreiben,
die auf Grund ihrer rÃ¤umlichen NÃ¤he zueinander, ihrer Infrastruktur und ihrer
verkehrstechnischen Verbundenheit einen insgesamt betrachtet homogenen
Lebens- und Wohnbereich bilden (BSG, Urteil vom 19.02.2009 â�� B 4 AS 30/08 R,
juris Rn. 21). In diesem Sinne ist zumindest fÃ¼r StÃ¤dte mit einer GrÃ¶Ã�e von
75.000 Einwohnern (BSG, Urteil vom 07.11.2006 â�� B 7b AS 18/06 R, juris Rn. 21),
von 160.000 Einwohnern (BSG, Urteil vom 18.01.2008 â�� B 14/7b AS 44/06 R, juris
Rn. 14) und von 1.350.000 Einwohnern (BSG, Urteil vom 19.02.2009 â�� B 4 AS
30/08 R, juris Rn. 22) das Stadtgebiet als rÃ¤umlicher VergleichsmaÃ�stab
herangezogen worden (BSG, Urteil vom 20.08.2009 â�� B 14 AS 65/08 R, juris Rn.
15). GrÃ¼nde, dies vorliegend in Bezug auf den Wohnort des KlÃ¤gers, die Stadt H
mit einer GrÃ¶Ã�e von 126.000 Einwohnern, anders zu bewerten, bestehen nicht. 

(b) Die von A vorgenommene Datenerhebung erfÃ¼llt die sich aus der
Rechtsprechung des BSG ergebenden Mindestanforderungen an ein schlÃ¼ssiges
Konzept.

(aa) Der Gegenstand der Datenerhebung ist nachvollziehbar definiert gewesen. Ein
schlÃ¼ssiges Konzept kann sowohl auf Wohnungen aus dem
Gesamtwohnungsbestand (einfacher, mittlerer, gehobener Standard) als auch auf
Wohnungen nur einfachen Standards abstellen (BSG, Urteil vom 22. 09.2009 â�� B
4 AS 18/09 R, juris Rn. 21). Vorliegend hat sich die Datenerhebung auf den
gesamten Wohnungsmarkt im Vergleichsraum, also auf Wohnungen einfachen,
mittleren und gehobenen Standards, bezogen. Dass Substandardwohnungen von
der Betrachtung ausgeschlossen worden sind, steht in Einklang mit der
hÃ¶chstrichterlichen Rechtsprechung, der zufolge sich Hilfesuchende nicht auf
Wohnungen untersten Standards verweisen lassen mÃ¼ssen (BSG, Urteil vom
19.10.2010 â�� B 14 AS 65/10 R, juris Rn. 31). Nicht zu beanstanden ist auch, dass
neben frei finanzierten Mietwohnungen auch solche berÃ¼cksichtigt worden sind,
die Ã¶ffentlichen Mietpreisbindungen unterliegen. Denn solche Wohnungen sollen
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insbesondere GrundsicherungsleistungsempfÃ¤ngern offenstehen (vgl. ThÃ¼ringer
Landessozialgericht, Urteil vom 08.07.2015 â�� L 4 AS 718/14, juris Rn. 65). Es ist
sachgerecht, dass von der Datenerhebung Wohnungen mit Freundschaftsmieten,
mietpreisreduzierte Werkswohnungen, Wohnungen in Wohn- und Pflegeheimen,
gewerblich oder teilgewerblich genutzte Wohnungen und Ferienwohnungen
ausgeschlossen worden sind, weil es sich hierbei nicht um allen
BevÃ¶lkerungsgruppen zugÃ¤ngliche Wohnungen handelt. Ebensowenig unterliegt
es rechtlichen Bedenken, dass aufgrund ihres Spezialcharakters mÃ¶blierte
Wohnungen vom Beobachtungsgegenstand ausgeschlossen worden sind. Denn in
diesem Spezialsegment ist eine Unterscheidung zwischen Netto-Kaltmiete und den
Zahlungen fÃ¼r die MÃ¶blierung nicht mÃ¶glich (so auch ThÃ¼ringer
Landessozialgericht, Urteil vom 08.07.2015 â�� L 4 AS 718/14, juris Rn. 65). 

(bb) Der Gegenstand der Datenerhebung hat sich sowohl auf Bestandsmieten, als
auch auf Neuvertragsmieten â�� worunter MietvertrÃ¤ge verstanden werden, die
bis zu 9 Monaten vor dem Erhebungsstichtag (01.04.2016) abgeschlossen worden
sind â�� sowie auf Angebotsmieten bezogen. Die BerÃ¼cksichtigung von Bestands-
und Neuvertragsmieten steht in Einklang mit den Vorgaben des Â§ 22c Abs. 1 Satz
3 SGB II, wonach in die Auswertung â��sowohl Neuvertrags- als auch
Bestandsmietenâ�� einflieÃ�en sollen. Dass darÃ¼ber hinaus auch Angebotsmieten
BerÃ¼cksichtigung gefunden haben, stÃ¶Ã�t angesichts der Methodenvielfalt nicht
auf Bedenken (so auch Landessozialgericht Nordrhein-Westfalen, Urteil vom
10.03.2021 â�� L 12 AS 809/18, juris Rn. 54; zur ZulÃ¤ssigkeit der
BerÃ¼cksichtigung von Angebotsmieten siehe auch BSG, Urteil vom 17.09.2020
â�� B 4 AS 22/20 R, juris Rn. 31). FÃ¼r alle Wohnungen sind Daten zur
WohnflÃ¤che und zur Grundmiete erhoben worden. Dass darÃ¼ber hinaus fÃ¼r
einige Wohnungen weitere Daten erhoben worden sind â�� nÃ¤mlich die kalten
Betriebskosten und die Heizkosten fÃ¼r die Bestandsmieten aus der
Mieterbefragung und aus dem Datensatz des Jobcenters sowie die Angaben zum
Mietvertragsbeginn und zur letzten MietvertragsÃ¤nderung in Bezug auf die
Bestandsmieten aus der Mieterbefragung â�� ist unschÃ¤dlich. Denn der
Gegenstand der Datenerhebung ist so definiert, dass fÃ¼r alle Wohnungen die
Grundmiete ohne Nebenkosten und die WohnflÃ¤che erhoben worden ist, so dass
fÃ¼r jeden Mietwert die Umrechnung auf die fÃ¼r die Datenauswertung relevante
GrÃ¶Ã�e der Netto-Kaltmiete pro Quadratmeter mÃ¶glich ist.

(cc) Das Konzept enthÃ¤lt die von der Rechtsprechung des BSG geforderten
Angaben Ã¼ber den Zeitraum und die Art und Weise der Datenerhebung. Die
Datenerhebung ist in Bezug auf die Bestands- und Neuvertragsmieten in einer
ersten Stufe durch eine von A durchgefÃ¼hrte Mieterbefragung erfolgt. Hierzu hat A
15.000 aus dem Melderegister zufÃ¤llig ausgewÃ¤hlten Mietern einen
Erhebungsbogen zugesandt. Auf diese Weise sind 1.084 gÃ¼ltige Mietwerte
ermittelt worden. In einer zweiten Stufe hat A die aus der Befragung erhobenen
Mietwerte um einen 1.679 Mietdaten umfassenden Datensatz des Beklagten
ergÃ¤nzt. FÃ¼r die Angebotsmieten hat A ausweislich des Konzepts Daten
verwendet, die in Internetsuchportalen, in der Ã¶rtlichen Tagespresse, in
AnzeigenblÃ¤ttern und den Internetseiten der groÃ�en Wohnungsanbieter der Stadt
H recherchiert worden sind und die der Konzeptersteller von der I GmBH erhalten
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hat. Hierdurch hat A 316 Angebotsmieten ermittelt. Die Bestandsmieten durch die
Mieterbefragung sind in der Zeit von MÃ¤rz bis Mai 2016 und die Angebotsmieten
sind in der Zeit von November 2015 bis April 2016 recherchiert worden. Die Daten
entstammen damit einem im wesentlichen identischen Zeitraum und bieten
GewÃ¤hr fÃ¼r AktualitÃ¤t. 

(c) Die mit der Mietwerterhebung erfasste Datengrundlage ist auch hinreichend
valide und reprÃ¤sentativ. Dies gilt fÃ¼r die erhobenen Bestands- und
Neuvertragsmieten- wie auch fÃ¼r die Angebotsmieten.

(aa) Die aus der Mieterbefragung erhobenen Mietwerte hat A durch Filterfragen um
die vom Beobachtungsgegenstand nicht erfassten Mietwerte bereinigt (Bl. 59 SG).
In Bezug auf den vom Jobcenter zur VerfÃ¼gung gestellten anonymisierten
Datensatz hat das Jobcenter eine Dublettenfilterung anhand der Adressen aus der
Mieterbefragung durchgefÃ¼hrt und alle Mietwerte aus dem Jobcenterdatensatz
herausgefiltert, die eine Adresse aufgewiesen haben, zu der auch ein Interview aus
der Mieterbefragung vorgelegen hat. Die gewonnen Werte sind im Rahmen einer
Extremwertkappung zudem um diejenigen â��AusreiÃ�erâ�� bereinigt worden, die
auÃ�erhalb des Bereichs um den Mittelwert herum gelegen haben, der durch die
um den Faktor 1,96 multiplizierte Standardabweichung definiert gewesen ist. Nach
der beschriebenen Datenbereinigung und Extremwertkappung haben A aus der
Mieterbefragung 789 Mietwerte und aus dem Jobcenterdatensatz 412 Mietwerte,
insgesamt also 1.201 Mietwerte als Datengrundlage zur VerfÃ¼gung gestanden.

(bb) Die so gewonnene Datengrundlage bildet die VerhÃ¤ltnisse des
Wohnungsmarktes im maÃ�geblichen Vergleichsraum hinreichend ab. Bezogen auf
den Gesamtwohnungsbestand in der Stadt H, der im maÃ�geblichen Zeitraum
ungefÃ¤hr 29.800 Wohnungen umfasst hat, stellen die verwertbaren 1.201
Mietwerte der Bestands- und Angebotsmieten einen Anteil von mindestens 4 % dar,
unter BerÃ¼cksichtigung der ebenfalls in das Konzept eingeflossenen 301
Angebotsmieten (siehe dazu unten) haben dem Konzept mindestens 5 % der
Wohnungen zugrunde gelegen. Da sich unter den 29.800 Wohnungen auch â��
zahlenmÃ¤Ã�ig in unbekannter HÃ¶he â�� Substandardwohnungen,
Werkswohnungen und zu Freundschaftsmieten oder Sonderkonditionen vermietete
Wohnungen befunden haben, hat der prozentuale Anteil der Stichprobe tatsÃ¤chlich
hÃ¶her als 4 bzw. 5 % gelegen. Im Ã�brigen kommt es fÃ¼r die Belastbarkeit der
Datengrundlage aber ohnehin nicht auf die GrÃ¶Ã�e der Stichprobe an, sondern
darauf, dass sie ein realistisches Abbild des Wohnungsmarkts liefern mÃ¼ssen,
fÃ¼r den das Konzept gelten soll (BSG, Urteil vom 03.09.2020 â�� B 14 AS 34/19 R,
juris Rn. 25 f.; Ã¤hnlich: von Malottki, info also 2012, S. 99, 103). Dass die nach
Bereinigung und Extremwertkappung in die Auswertung eingegangenen Daten zu
den Bestands- und Neuvertragsmieten kein realistisches Bild des Wohnungsmarktes
im Stadtgebiet der Beklagten vermittelt haben, ist nicht ersichtlich. Bedenken
ergeben sich insbesondere weder aus der zusÃ¤tzlichen BerÃ¼cksichtigung des
Jobcenter-Datensatzes, noch bestehen Anhaltspunkte, dass die erhobenen Daten in
rÃ¤umlicher Hinsicht nicht den gesamten Wohnungsmarkt abbildeten.

(cc) Dass auch Daten aus dem SGB II-Bestand des Jobcenters in die Ermittlung der
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Angemessenheitsgrenzen eingeflossen sind, ist unbedenklich. Eine Heranziehung
der Daten von Leistungsberechtigten ist nur dann problematisch, soweit deren
Verwendung die Gefahr von ZirkelschlÃ¼ssen birgt (vgl. BSG, Urteil vom
23.08.2011 â�� B 14 AS 91/10 R, juris Rn. 24; BSG, Urteil vom 06.10.2011 â�� B 14
AS 131/10 R, juris Rn.Â 22; Landessozialgericht Nordrhein-Westfalen, Urteil vom
10.03.2021Â â�� L 12 AS 809/18, juris Rn. 59; kritisch zu einem vergleichbaren
Konzept aber: Schleswig-Holsteinisches Landessozialgericht, Urteil vom 19.05.2020
â�� L 3 AS 94/19, juris Rn. 89). Dies ist vorliegend indes nicht der Fall. ZunÃ¤chst
wurden im Rahmen des hier zu beurteilenden Konzepts nicht nur oder auch nur
Ã¼berwiegend Daten aus dem SGB II-Bestand herangezogen, sondern bei zufÃ¤llig
ausgewÃ¤hlten Haushalten eigens eine Mietwerterhebung durchgefÃ¼hrt sowie
Ã¶ffentliche Wohnungsannoncen ausgewertet. Auch haben die verwertbaren Daten
des Jobcenters mit 412 Mietwerten nur ungefÃ¤hr einen Anteil von einem Drittel an
den insgesamt erhobenen 1.201 Mietwerten und fallen damit nicht
Ã¼berproportional ins Gewicht. Verzerrungen in Richtung des SGBÂ II sind zudem
dadurch vermieden worden, dass A aufgrund der erhobenen Bestandsmieten
lediglich eine vorlÃ¤ufige Angemessenheitsgrenze ermittelt hat, diese dann aber im
Rahmen des iterativen Verfahrens noch mit den Neuvertrags- und Angebotsmieten
abgeglichen hat (vgl. dazu BSG Urteil vom 18.11.2014 â�� B 4 AS 9/14 R, juris
Rn.Â 23). Im Ã�brigen hat A in der Stellungnahme vom 16.04.2018 klargestellt, dass
in Bezug auf die Daten des Jobcenters jeweils die tatsÃ¤chlichen â�� also
ungedeckelten â�� Unterkunftsbedarfe in die Datenerhebung eingeflossen sind. Vor
diesem Hintergrund ist die Gefahr von ZirkelschlÃ¼ssen dergestalt, dass die
Angemessenheitsgrenze ausgehend von bereits gedeckelten Unterkunftskosten
ermittelt wÃ¼rde, bereits nicht gegeben (vgl. hierzu auch Landessozialgericht
Nordrhein-Westfalen, Urteil vom 10.03.2021Â â�� L 12 AS 809/18, juris Rn. 59).

(dd) SchlieÃ�lich bestehen auch keine greifbaren Anhaltspunkte, dass die
erhobenen Daten nur MietverhÃ¤ltnisse aus bestimmten Stadtteilen abgebildet
haben und insoweit die Gefahr von â��Brennpunktenâ�� durch soziale Segregation
bestÃ¼nde (vgl. dazu BSG, Urteil vom 03.09.2020 â�� B 14 AS 34/19 R, juris Rn. 35;
BSG, Urteil vom 17.12.2009 â�� B 4 AS 27/09 R, juris Rn. 18). Vielmehr hat die
Mietwerterhebung rÃ¤umlich den gesamten Vergleichsraum abgebildet, was A in
der Stellungnahme vom 16.04.2018 nochmals bestÃ¤tigt hat. Etwas anderes ergibt
sich nicht daraus, dass die vom Jobcenter erhaltenen Daten aufgrund der
Anonymisierung nicht den einzelnen Stadtteilen zugeordnet werden konnten. Denn
angesichts des zahlenmÃ¤Ã�igen Anteils des SGB II-Bestandes am
Gesamtdatenbestand und des Umstandes, dass sowohl die aus der Mieterbefragung
stammenden Bestands- und Neuvertragsmieten als auch die Angebotsmieten
Wohnungen des gesamten Vergleichsraums betreffen, ist gewÃ¤hrleistet, dass die
Datengrundlage den gesamten Vergleichsraum betrifft. 

(ee) Auch hinsichtlich der Angebotsmieten ist die Datengrundlage hinreichend
valide und reprÃ¤sentativ. Zur Erfassung der Angebotsmieten hat A im Zeitraum
von November 2015 bis April 2016 insbesondere die groÃ�en Online-
Immobilienportale â��Immoscout 24â��, â��Immonetâ�� und â��Immoweltâ��
sowie die Ã¶rtliche Tagespresse (â��Her Stimmeâ��) von der Fa. I GmbH auswerten
lassen. Auf diese Weise sind 316 Angebotsmieten erfasst und in eine Datenbank
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eingetragen worden. Die Daten sind in Tabellenform jeweils unter Angabe der
Quelle und des Datums des Inserats aufbereitet worden. Diese Rohdaten hat der
Beklagte im Parallelverfahren L 3 AS 2812/19 vorgelegt. Anhaltspunkte an deren
ValiditÃ¤t zu zweifeln, bestehen nicht, zumal die Daten angesichts der jeweils
vermerkten Quelle und des Angebotsdatums verifizierbar sind. Etwas anderes ergibt
sich nicht aus dem Umstand, dass die vorlegte Rohdaten-Tabelle die Ã�berschrift
â��Angebotsmieten MWE N 2012â�� getragen hat. Denn hierbei handelt es sich nur
um eine unbeachtliche Falschbezeichnung. Dies entnimmt der Senat dem Umstand,
dass sich aus dem Inhalt der Tabelle ergibt, dass es sich um den vorliegend
relevanten Vergleichsraum betreffende Angebote gehandelt hat. So ist in der
Tabellenspalte â��Stadtâ�� jeweils â��Stadt Hâ�� aufgefÃ¼hrt und in der
Tabellenspalte â��Stadt (original)â�� sind die jeweiligen Stadtteile des Stadtkreises
Stadt H genannt, in der sich die erfassten angebotenen Wohnungen befunden
haben. Zweifel an der ValiditÃ¤t der Datengrundlage hinsichtlich der Angebotsmiete
lassen sich auch nicht mit Blick auf die vom Beklagten im Rahmen des zwischen
den Beteiligten vor dem SG gefÃ¼hrten Parallelverfahrens S 8 AS 2233/15
vorgelegten Ã¼ber 40 Seiten mit Originalwohnungsanzeigen der â��Her Stimmeâ��
begrÃ¼nden, auf die sich das SG auch im vorliegenden Verfahren bezogen hat.
Zwar hat der Beklagte hierzu vorgetragen, bei diesen Anzeigen handele es sich um
Wohnungsangebote, die in die Datenauswertung des Konzepterstellers eingeflossen
seien, ohne dass sich dies in der Sache aus dieser vÃ¶llig unsystematischen
Zusammenstellung nachvollziehen lieÃ�e. Dennoch nimmt dieser Vortrag der dem
Konzept zugrunde gelegten Datengrundlage nicht ihre ValiditÃ¤t. Dies ist bereits
deshalb ausgeschlossen, weil die nachtrÃ¤gliche Recherche nicht die von A Monate
zuvor zugrunde gelegten Daten berÃ¼hrt. Angesichts der nachvollziehbaren, von
einem auf Immobiliendaten spezialisierten Unternehmen erstellten Aufstellung der
in die Datenerhebung eingeflossenen Angebotsmieten hat zudem kein Anlass fÃ¼r
die â�� inhaltlich wenig Ã¼berzeugende â�� Nachrecherche des Beklagten
bestanden. Denn im Rahmen der von den Fachgerichten durchzufÃ¼hrenden
â��nachvollziehendenâ�� Kontrolle ist es nicht Aufgabe der Gerichte, ohne Anlass
jedes einzelne Mietangebot zu Ã¼berprÃ¼fen. Ein solcher Anlass hat vorliegend
angesichts der â�� wie ausgefÃ¼hrt â�� umfassenden Zusammenstellung der
Rohdaten nicht bestanden. Nachdem sich auch die erhobenen Angebotsmieten
ausweislich der vorgelegten Rohdatentabelle auf die verschiedenen Stadtteile des
Vergleichsraums bezogen haben, die Daten um Dubletten bereinigt worden sind
und Extremwerte eliminiert worden sind, wodurch am Ende 301 Angebotsmieten
zur VerfÃ¼gung gestanden haben, hat es sich auch insoweit um eine hinreichend
reprÃ¤sentative Datengrundlage gehandelt.

(d) Auf Basis dieser Datengrundlage hat A die fÃ¼r den vorliegenden
Vergleichsraum maÃ�gebliche Angemessenheitsgrenze unter Einhaltung
anerkannter mathematischer GrundsÃ¤tze bei der Datenauswertung in rechtlich
nicht zu beanstandender Weise ermittelt. 

(aa) Das Konzept geht dabei vom sog. Perzentilwertverfahren aus (vgl. dazu BMAS,
Forschungsbericht 478 â�� Ermittlung der existenzsichernden Bedarfe fÃ¼r die
Kosten der Unterkunft und Heizung in der Grundsicherung fÃ¼r Arbeitsuchende
nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch [SGB II] und in der Sozialhilfe nach dem
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ZwÃ¶lften Buch Sozialgesetzbuch [SGB XII], Januar 2017, S. 219 ff.) und verfolgt
den Ansatz, den Angemessenheitsgrenzwert so festzulegen, dass sÃ¤mtliche
Nachfrager, die auf die Versorgung mit preisgÃ¼nstigem Wohnraum angewiesen
sind, jedenfalls zu dem als angemessen festgesetzten Mietpreis eine entsprechende
Wohnung am Ã¶rtlichen Markt anmieten kÃ¶nnen.

Diesem Ansatz entsprechend hat A zunÃ¤chst die Gruppe der Nachfrager nach
preisgÃ¼nstigem Wohnraum definiert und zahlenmÃ¤Ã�ig ermittelt. A legt dem
Konzept die Annahme zugrunde, dass diese Gruppe der Gesamtsumme der
Leistungsberechtigten nach dem SGB II und dem SGBÂ XII, den EmpfÃ¤ngern von
Wohngeld und von Asylbewerberleistungen sowie der Geringverdiener ohne
Leistungsbezug entspricht. Diese Nachfrager konkurrieren, so die Annahme des
Konzepts, miteinander um denselben preisgÃ¼nstigen Wohnraum. Diese Annahme
ist in Bezug auf die genannten Gruppen nachvollziehbar (so auch
Landessozialgericht Nordrhein-Westfalen, Urteil vom 10.03.2021 â�� L 12 AS
809/18, juris Rn. 65). Diese Gruppen der Nachfrager nach preisgÃ¼nstigem
Wohnraum hat das Konzept in nicht zu beanstandender Weise ermittelt. Dies gilt
insbesondere auch in Bezug auf die Gruppe der Geringverdiener-Haushalte ohne
Leistungsbezug. Es ist es nicht zu beanstanden, dass A dem das Jahr 2016
betreffenden Konzept Zahlen der Bundesagentur fÃ¼r Arbeit aus dem Jahr 2013
zugrunde gelegt hat. In der ergÃ¤nzenden Stellungnahme vom 20.04.2021 hat der
Konzeptersteller nÃ¤mlich klargestellt, dass die Bundesagentur fÃ¼r Arbeit
erstmals im Jahr 2016 eine Sonderauswertung zu der Gruppe der Geringverdiener
ohne Leistungsbezug zur VerfÃ¼gung gestellt hat, die das Auswertungsjahr 2013
betroffen hat. Mangels aktuelleren Zahlenmaterials ist eine aktuellere Bestimmung
dieser Gruppe nicht mÃ¶glich gewesen. Da keine Anhaltspunkte dafÃ¼r bestehen,
dass diese Zahlen eine realitÃ¤tsgerechte Abbildung dieses Nachfragesegments
nicht ermÃ¶glichen, ist ihre Heranziehung nicht zu beanstanden. Ebenfalls nicht zu
beanstanden ist, dass A die nur als Gesamtgruppenzahl Ã¼bermittelte Zahl auf die
einzelnen HaushaltsgrÃ¶Ã�enklassen umgerechnet hat und sich hinsichtlich des
prozentualen Anteils der jeweiligen HaushaltsgrÃ¶Ã�enklasse an der Verteilung der
HaushaltsgrÃ¶Ã�enklassen unter den SGB II-LeistungsempfÃ¤ngern orientiert hat.
Hierbei handelt es sich nicht um eine verfassungsrechtlich unzulÃ¤ssige
SchÃ¤tzung pauschaler Werte â��ins Blaue hineinâ�� ohne gesicherte empirische
Grundlage, die sich nicht nur zur Bestimmung der Regelleistung (vgl. BVerfG, Urteil
vom 09.02.2010 â�� 1 BvL 1/09 u.a., juris Rn. 171), sondern auch bei der
Bestimmung der Bedarfe fÃ¼r Unterkunft und Heizung verbietet (vgl. BSG, Urteil
vom 12.06.2013 â�� B 14 AS 60/12 R, juris Rn. 21; BSG, Urteil vom
04.06.2014Â â�� B 14 AS 53/13 R, juris Rn. 26).

Den relativen Anteil der Summe der oben genannten Nachfrager â�� differenziert
nach HaushaltsgrÃ¶Ã�en â�� an der Gesamtzahl der Haushalte im Vergleichsraum
hat das Konzept in Beziehung zu den erhobenen Bestandsmieten gesetzt, um
zunÃ¤chst eine vorlÃ¤ufige Angemessenheitsgrenze zu ermitteln. Dabei hat A die
auf die Netto-Kaltmiete pro Quadratmeter umgerechneten, erhobenen
Bestandsmieten â�� getrennt nach WohnungsgrÃ¶Ã�en â�� nach der jeweiligen
MiethÃ¶he aufsteigend sortiert und sodann eine Kappungsgrenze (Perzentil) bei
dem Mietwert gezogen, unterhalb dessen der Anteil der Bestandsmieten liegt, der
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dem Anteil der entsprechenden Nachfrager an der Gesamtzahl der Haushalte
entspricht. Im Fall der vorliegend interessierenden Ein-Personen-Haushalte betrÃ¤gt
der Anteil der vom Konzept berÃ¼cksichtigten Nachfrager im unteren
Marktsegment 22 % der Gesamthaushalte. A hat die vorlÃ¤ufige
Angemessenheitsgrenze in der GrÃ¶Ã�enklasse 25 bis 45 mÂ² auf das 40. Perzentil
der erhobenen Bestandsmieten festgesetzt. Auf diese Weise hat A bezogen auf die
Bestandsmieten eine (vorlÃ¤ufige) angemessene Netto-Kaltmiete pro Quadratmeter
in HÃ¶he von 6,88 Euro ermittelt. Gegen diesen Ansatz bestehen keine Bedenken
(so auch Landessozialgericht Nordrhein-Westfalen, Urteil vom 10.03.2021Â â�� L 12
AS 809/18, juris Rn. 66), zumal mit der Wahl des 40. Perzentils bezogen auf den
Nachfrageranteil eine groÃ�zÃ¼gige Kappungsgrenze gewÃ¤hlt worden ist.

Der so ermittelte vorlÃ¤ufige Angemessenheitswert ist sodann im Rahmen des sog.
iterativen Verfahrens Ã¼berprÃ¼ft worden. Im Rahmen dieses Verfahrens wird das
der maÃ�geblichen Nachfragergruppe entsprechende Perzentil in Beziehung zu den
erfassten Angebots- und Neuvertragsmieten gesetzt und erforderlichenfalls in
FÃ¼nferschritten angepasst. Sollten die Anteile der erfassten Wohnungsangebote,
die zu der vorlÃ¤ufigen Angemessenheitsgrenze verfÃ¼gbar sind, in den
wesentlichen Gruppen zu hoch oder zu niedrig liegen, werden solange erhÃ¶hte
oder reduzierte Perzentile iterativ geprÃ¼ft, bis die Angebotsanteile als ausreichend
unter den aktuellen Marktbedingungen bewertet werden kÃ¶nnen; der so ermittelte
Wert wird in der Regel anschlieÃ�end nochmals in Beziehung zu den
Neuvertragsmieten gesetzt, da â�� im Vergleich zu den regelmÃ¤Ã�ig hÃ¶heren
Angebotsmieten â�� nur diese die reale Wohnmarktsituation abbilden (siehe S. 21
des Konzepts zu den Angebotsmieten als Datengrundlage vgl. auch
ForschungsberichtÂ 478, S.Â 181Â ff.). Hintergrund dieser Vorgehensweise ist nach
den Angaben von A, dass durch dieses Verfahren Ungleichverteilungen zwischen
HaushaltsgrÃ¶Ã�en und WohnungsgrÃ¶Ã�en ausgeglichen werden, wenn z.B. dem
hohen Anteil an Ein-Personen-Bedarfsgemeinschaften ein proportional kleinerer
Anteil an Wohnungen bis 50Â mÂ² gegenÃ¼bersteht. Auch kÃ¶nnten nach
Auffassung des Konzepterstellers durch das iterative Verfahren Besonderheiten der
Anbieterstruktur oder Aspekte der sozialen Segregation berÃ¼cksichtigt werden,
um gleichzeitig aber auch ein ausreichendes Wohnungsangebot fÃ¼r die
LeistungsempfÃ¤nger zu gewÃ¤hrleisten. Durchgreifende Bedenken gegen dieses
Verfahren bestehen nicht, zumal grundsÃ¤tzliche Freiheit der Methodenwahl
besteht (so auch Landessozialgericht Nordrhein-Westfalen, Urteil vom
10.03.2021Â â�� L 12 AS 809/18, juris Rn. 67).

(bb) Vorliegend hat das iterative Verfahren fÃ¼r Ein-Personen-Haushalte in Bezug
auf die Angebotsmieten ergeben, dass fÃ¼r den Netto-Quadratmeterpreis beim 40.
Perzentil der Bestandsmiete (6,88 Euro) nur 3 % der angebotenen Wohnungen
anmietbar gewesen sind. Rein unter BerÃ¼cksichtigung der Netto-Kaltmiete hat der
Quadratmeterpreis der Angebotsmiete bei 9,56 Euro gelegen. Ein weiterer Abgleich
mit den Neuvertragsmieten ist in Bezug auf die Einpersonenhaushalte im
vorliegenden Fall mangels ausreichender Datengrundlage zu den
Neuvertragsmieten nicht mÃ¶glich gewesen.

(cc) Im Folgenden ist A gestÃ¼tzt auf das Urteil des BSG vom 19.10.2010 (Az. B 14

                            16 / 23

https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=L%2012%20AS%20809/18
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=L%2012%20AS%20809/18
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=L%2012%20AS%20809/18
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%2014%20AS%2050/10%20R


 

AS 50/10 R â�� juris Rn. 33) davon ausgegangen, dass zur Bestimmung der
Angemessenheitsgrenze nicht nur die Netto-Kaltmiete, sondern die Brutto-
Kaltmiete, bestehend aus der angemessenen Netto-Kaltmiete und den
angemessenen Betriebskosten maÃ�geblich ist (S. 23 des Konzepts) und hat vor
diesem Hintergrund auch eine Datenerhebung zu den Betriebskosten
durchgefÃ¼hrt. 

(aaa) Gegen diese von A durchgefÃ¼hrte Ermittlung der angemessenen kalten
Betriebskosten bestehen keine Bedenken. Es ist nicht zu beanstanden, fÃ¼r die
Ermittlung der abstrakt angemessenen kalten Betriebskosten auf
Durchschnittswerte aller Betriebskostenwerte abzustellen. Auch gegen die
Zugrundelegung des Medians ist grundsÃ¤tzlich nichts einzuwenden. Zur
Vermeidung von ZirkelschlÃ¼ssen setzt die Zugrundelegung von
Durchschnittswerten oder des Medians aber voraus, dass sich die Datenerhebung
auf den gesamten Wohnungsmarkt des Vergleichsraums und nicht nur auf
Wohnungen einfachen Standards mit mÃ¶glicherweise geringeren kalten
Betriebskosten oder gar nur auf Wohnungen von Beziehern von
Grundsicherungsleistungen bezieht (BSG, Urteil vom 17.09.2020 â�� B 4 AS 22/20 R
, juris Rn.Â 41 m.w.N.; vgl. auch Urteil vom 22.08.2012 â�� B 14 AS 13/12 R, juris
Rn.Â 27). Im vorliegenden Fall ist A entsprechend vorgegangen: Im Rahmen der
Mietwerterhebung sind die kalten Betriebskostenvorauszahlungen ohne
BeschrÃ¤nkung auf einen bestimmten Wohnungsstandard oder bloÃ� einen Teil des
Vergleichsraums mit erhoben worden. FÃ¼r die weiteren Berechnungen ist der
Mittelwert (Median) aller Betriebskostenwerte differenziert nach WohnungsgrÃ¶Ã�e
in Ansatz gebracht worden. Die niedrigen Betriebskostenwerte der Jobcenter-
DatensÃ¤tze haben keine BerÃ¼cksichtigung gefunden. Danach haben sich
durchschnittliche kalte Betriebskosten in HÃ¶he von 1,19Â Euro fÃ¼r
WohnungsgrÃ¶Ã�en bis 45 mÂ² im Vergleichsraum des Beklagten ergeben. Dieses
Vorgehen ist unter BerÃ¼cksichtigung der zitierten hÃ¶chstrichterlichen
Rechtsprechung nicht zu beanstanden (ebenso: Landessozialgericht Nordrhein-
Westfalen, Urteil vom 10.03.2021Â â�� L 12 AS 809/18, juris Rn. 69).

(bbb) Unter BerÃ¼cksichtigung der auf Grundlage der Bestandsmieten ermittelten
angemessenen Netto-Kaltmiete von 6,88 Euro und den angemessenen kalten
Betriebskosten in HÃ¶he von 1,19 Euro hat A eine angemessene Bruttokaltmiete
von 8,07 Euro pro Quadratmeter. Auf dieser Grundlage hat der Konzeptersteller die
Angemessenheitsgrenze fÃ¼r einen Einpersonenhaushalt bei einer Brutto-Kaltmiete
von 363,15 Euro festgelegt (45 mÂ² x 8,07 Euro). FÃ¼r diesen Wert sind 25 % der
erhobenen Angebotsmieten zuzÃ¼glich der kalten Nebenkosten aus den
Bestandsmieten zu erhalten gewesen. Auf Grundlage der ursprÃ¼nglichen
Quantifizierung des Nachfrageranteils im unteren Preissegment in der
GrÃ¶Ã�enklasse der Ein-Personen-Haushalte, die A mit 22 % angegeben hatte, ist
dies ausreichend. 

(dd) Im Ergebnis fÃ¼hrt auch der Umstand, dass das Konzept bei der Bestimmung
der Gruppe der Nachfrager nach preisgÃ¼nstigem Wohnraum die Gruppe der
Studenten und Auszubildenden nicht berÃ¼cksichtigt hat, gleichwohl das Konzept
an anderer Stelle â�� jedenfalls in Bezug auf die Teilgruppen der BAfÃ¶G- und
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BerufsausbildungsbeihilfeempfÃ¤nger â�� diese Gruppe zu den Nachfragern nach
preiswertem Wohnraum gezÃ¤hlt hat und in H im Wintersemester 2015/2016 8.442
Studierende eingeschrieben gewesen waren, nicht zur UnschlÃ¼ssigkeit des
Konzepts. Denn auch unter Einbezug dieser Personengruppen in die Gruppe der
Nachfrager nach preiswertem Wohnraum ist der fÃ¼r Ein-Personen-Haushalte
verfÃ¼gbare Anteil der Angebotsmieten als noch ausreichend anzusehen, so dass
die in dem Konzept ermittelten Angemessenheitsrichtwerte nicht zu Ã¤ndern sind.
Dies hat A in der unter dem 21.05.2021 abgegebenen Stellungnahme erlÃ¤utert:

(aaa) In Bezug auf die Studierenden hat A eine qualifizierte SchÃ¤tzung
vorgenommen und ist auf Grundlage der 20. Sozialerhebung des Deutschen
Studentenwerks (Die wirtschaftliche und soziale Lage der Studierenden in
Deutschland 2012 â�� 20. Sozialerhebung des Deutschen Studentenwerks
durchgefÃ¼hrt durch das HIS-Institut fÃ¼r Hochschulforschung), der zum Zeitpunkt
der Konzepterstellung aktuellsten Sozialerhebung, davon ausgegangen, dass in
Baden-WÃ¼rttemberg 25 % der Studierenden noch bei ihren Eltern leben, was
bezogen auf H mit einer Studierendenzahl von 8.442 im Wintersemester 2015/2016
also 2.111 Studierende (gerundet) ausgemacht hat. Diese Personenzahl ist nach
Auffassung von A nicht als Nachfrager nach eigenem Wohnraum zu
berÃ¼cksichtigen. In Bezug auf die verbleibenden 6.330 Studierenden ist A davon
ausgegangen, dass weitere 1.715 Personen herauszurechnen sind, weil so viele
PlÃ¤tze in Studentenwohnheimen in H zur VerfÃ¼gung stehen. Hierdurch hat sich
die Zahl der Studierenden, die sich auf dem allgemeinen Wohnungsmarkt mit
Wohnungen versorgt, auf 4.615 Personen reduziert. Eine weitere Reduktion der
Nachfrager nach preisgÃ¼nstigem Wohnraum unter den Studierenden hat A mit der
Ã�berlegung vorgenommen, dass ausweislich der 20. Sozialerhebung 48 % der
Studierenden in Wohngemeinschaften oder zumindest mit einem Partner
zusammenleben und dass die Mietkaufkraft dieser studentischen
Wohngemeinschaften nicht als schwach beurteilt werden kann, weil diese Paare und
WG-Bewohner jeweils ein zwar niedriges, aber eigenes Einkommen haben und
zusammen oftmals Ã¼ber eine hÃ¶here Kaufkraft als viele Familien verfÃ¼gen. Da
sich der Anteil von 48 % auf alle Studierenden bezieht, entspricht dies rund 4.050
Studierenden, die nicht allein leben und damit nicht nach Wohnraum des unteren
Marktsegments nachfragen. FÃ¼r H geht A deshalb davon aus, dass von den 8.442
Studierenden im Wintersemester 2015/2016 nur 565 Studierende nach preiswertem
Wohnraum in der GrÃ¶Ã�enklasse der Ein-Personen-Haushalte nachgefragt haben.
Diese qualifizierte SchÃ¤tzung ist hinsichtlich ihrer Grundlagen und der gezogenen
Schlussfolgerungen nachvollziehbar und stellt keine verfassungsrechtlich
unzulÃ¤ssige SchÃ¤tzung â��ins Blaue hineinâ�� dar (vgl. hierzu BSG, Urteil vom
12.06.2013 â�� B 14 AS 60/12 R, juris Rn. 21; BSG, Urteil vom 04.06.2014 â�� B 14
AS 53/13 R, juris Rn. 26). Eine BerÃ¼cksichtigung von 565 weiteren Personen in der
GrÃ¶Ã�enklasse der Ein-Personen-Haushalte als Nachfrager nach preisgÃ¼nstigem
Wohnraum fÃ¼hrt nach den zutreffenden Berechnungen von A zu einer ErhÃ¶hung
des Nachfrageranteils in dieser HaushaltsgrÃ¶Ã�enklasse auf 24 %.

(bbb) In Bezug auf die EmpfÃ¤nger von Berufsausbildungsbeihilfe hat A in der
Stellungnahme vom 21.05.2021 angeben, dass fÃ¼r das Jahr 2016 die Zahl der
LeistungsempfÃ¤nger nicht ermittelt werden konnte. Eine AbschÃ¤tzung der
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Auswirkungen, die die Einbeziehung dieser Personengruppe in die
Nachfragergruppe hÃ¤tte, hat A deshalb anhand der von der Arbeitsagentur H im
MÃ¤rz 2021 verÃ¶ffentlichten Statistik â��Berufsausbildungsbeihilfe,
Ausbildungsgeld, Ã�bergangsgeld (Monats- und Jahreszahlen)â�� vorgenommen
und sich auf die Ã¤ltesten in dieser Statistik enthaltenen Zahlen, nÃ¤mlich die aus
dem Jahr 2018 gestÃ¼tzt. Hiernach hat im Jahr 2018 die Gruppe der
BerufsausbildungsbeihilfeempfÃ¤nger 306 Personen umfasst. Die Heranziehung
dieser Zahlengrundlage hÃ¤lt der Senat fÃ¼r rechtlich vertretbar, nachdem sich
aus der Tabelle 4 dieser im Internet frei verfÃ¼gbaren Statistik ergibt, dass die
berÃ¼cksichtigte Zahl von 306 EmpfÃ¤ngern von Berufsausbildungsbeihilfe eine
realitÃ¤tsgerechte GrÃ¶Ã�enordnung auch fÃ¼r sonstige Jahre darstellt und
deshalb Grundlage einer qualifizierten SchÃ¤tzung sein kann. Denn aus der Tabelle
lÃ¤sst sich fÃ¼r die Folgejahre entnehmen, dass die Zahl der EmpfÃ¤nger von
Berufsausbildungsbeihilfe bei 280 Personen (2019) bzw. bei 287 Personen (2020)
gelegen hat. Vor diesem Hintergrund ist der Ansatz des aus der Tabelle 4 hÃ¶chsten
ersichtlichen Wertes von 306 LeistungsempfÃ¤ngern als SchÃ¤tzungsgrundlage
plausibel. 

A geht im Folgenden davon aus, dass zwei Drittel der
BerufsausbildungsbeihilfeempfÃ¤nger nach preisgÃ¼nstigen Ein-Personen-
Wohnungen suchen. Die Grundlage dieser Annahme hat A nicht angegeben.
WÃ¼rde man mangels sicherer Quantifizierbarkeit des Anteils der nicht alleine
lebenden EmpfÃ¤nger von Berufsausbildungsbeihilfe davon ausgehen, dass
sÃ¤mtliche BerufsausbildungsbeihilfeempfÃ¤nger Nachfrager nach
preisgÃ¼nstigem Wohnraum in der GrÃ¶Ã�enklasse der Ein-Personen-Haushalte
wÃ¤ren, wÃ¼rde dies unter BerÃ¼cksichtigung der Studierenden zu einer
ErhÃ¶hung des Anteils der Nachfrager nach preisgÃ¼nstigem Wohnraum in der
GrÃ¶Ã�enklasse der Ein-Personen-Haushalte auf 25,5 % fÃ¼hren.

ccc) Eine solche Anhebung des Anteils von Nachfragerhaushalten von 22 % auf 25,5
% hat noch nicht die UnschlÃ¼ssigkeit des Konzepts zur Folge, weil hiermit keine
Anhebung der Angemessenheitsgrenzen verbunden ist.

In Bezug auf den aus den Bestandsmieten ermittelten vorlÃ¤ufigen
Angemessenheitswert ergibt sich dies, wie A in der Stellungnahme vom 21.05.2021
ausgefÃ¼hrt hat, nachvollziehbar aus dem Umstand, dass ein Nachfrageranteil von
25,5 % ebenso wie ein Anteil von 22 % weiterhin deutlich unter dem fÃ¼r diese
HaushaltsgrÃ¶Ã�enklasse gewÃ¤hlten 40. Perzentil liegt. 

Die Einbeziehung von Studierenden und BerufsausbildungsbeilhilfeempfÃ¤ngern
fÃ¼hrt auch nicht deshalb zur UnschlÃ¼ssigkeit des Konzepts, weil bei einer hiermit
verbundenen ErhÃ¶hung der Nachfragergruppe auf 25,5 % nicht mehr ausreichend
Wohnraum innerhalb der Angemessenheitsgrenze verfÃ¼gbar wÃ¤re. Nach
Auswertung der ermittelten 301 gÃ¼ltigen Angebotsmieten ist A zu dem Ergebnis
gekommen, dass fÃ¼r die als angemessen erachtete Brutto-Kaltmiete fÃ¼r einen
Ein-Personen-Haushalt in HÃ¶he von 363,15 Euro 25 % der Angebotsmieten zur
VerfÃ¼gung stehen. Gleichwohl dies unterhalb des auf 25,5 % erhÃ¶hten
Nachfrageranteils liegt, folgt hieraus nicht die UnschlÃ¼ssigkeit des Konzepts.
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Methodisch bewegt sich der Abgleich des vorlÃ¤ufigen Angemessenheitswerts mit
den Angebotsmieten auf der Ebene einer PlausibilitÃ¤tskontrolle, der keine exakt
ermittelten Daten zugrunde liegen. So beruht die Ermittlung der Nachfragergruppe
nach preiswertem Wohnraum in besonderem MaÃ�e auf SchÃ¤tzungen: Hinsichtlich
der relevanten Gruppe der Geringverdiener-Haushalte ohne Leistungsbezug
existiert, wie oben ausgefÃ¼hrt, nur eine Gesamtgruppenzahl, die A aufgrund einer
SchÃ¤tzung in HaushaltsgrÃ¶Ã�enklassen umrechnen musste. Auch die Anzahl der
Studierenden, die nach Ein-Personen-Haushalten im unteren Preissegment
nachfragen, lÃ¤sst sich nicht anhand von exakten Zahlen quantifizieren, sondern
kann ebenfalls nur aufgrund einer SchÃ¤tzung ermittelt werden. Gleiches gilt fÃ¼r
BerufsausbildungsbeihilfeempfÃ¤nger. Dieser zahlenmÃ¤Ã�ig nicht exakt
bestimmbaren Nachfragerzahl steht auf der Angebotsseite ebenfalls keine
zahlenmÃ¤Ã�ig exakt bestimmte Anzahl aller Wohnungsangebote gegenÃ¼ber.
Insofern hat A nÃ¤mlich nachvollziehbar in dem Konzept ausgefÃ¼hrt, dass die
Ã¼ber die Wohnungsanzeigen der groÃ�en Internetportale und Tageszeitungen
erfassten Angebotsmieten nur einen Ausschnitt der auf dem Markt verfÃ¼gbaren
Wohnungen darstellen und dieser Wert die RealitÃ¤t damit nicht zahlgenau
abbildet. Als Grund hierfÃ¼r hat A den Umstand benannt, dass ein groÃ�er Teil der
Wohnungsangebote nicht durch Ã¶ffentliche Anzeigen vermarktet wird, weil
Sozialwohnungen zumeist nicht inseriert werden, gÃ¼nstige Wohnungen von
Wohnungsunternehmen Ã¼ber Interessentenlisten vermarktet werden, nicht jede
gÃ¼nstige Wohnung eigenstÃ¤ndig vermarktet wird und teure Wohnungen
wesentlich intensiver vermarktet werden. Diese nachvollziehbaren Ã�berlegungen
hat A auch anhand einer Ã�berschlagsberechnung plausibilisiert: Laut Zensus 2011
gibt es im Vergleichsraum ca. 29.800 zu Wohnzwecken vermietete Wohnungen. Da
die Ã¼bliche Fluktuation (UmzÃ¼ge, ZuzÃ¼ge) bei 8 bis 10 % liegt, geht A
nachvollziehbar davon aus, dass jÃ¤hrlich im Vergleichsraum zwischen 2.380 und
2.980 MietverhÃ¤ltnisse begrÃ¼ndet werden. DemgegenÃ¼ber sind im
Beobachtungszeitraum von sechs Monaten nur 301 Mietangebote erhoben worden,
was auf ein Jahr hochgerechnet 602 Mietangeboten entspricht. Angesichts der
dargestellten tatsÃ¤chlichen Fluktuation wird deutlich, dass die erfassten
Mietangebote nur einen Ausschnitt der verfÃ¼gbaren Wohnungen und keineswegs
die absolute Zahl der im Erhebungszeitraum verfÃ¼gbaren Wohnungsangebote
darstellen kÃ¶nnen. Unter BerÃ¼cksichtigung der nachvollziehbaren PrÃ¤misse von
A, dass insbesondere teurere Wohnungen und damit nicht solche des unteren
Marktsegments aufwÃ¤ndig durch Ã¶ffentliche Wohnungsanzeigen vermarktet
werden, ist es zudem nachvollziehbar, dass unterhalb der Angemessenheitsgrenze
ein wesentlich grÃ¶Ã�eres Wohnungsangebot besteht, als durch die erhobenen
Angebotsmieten ermittelt worden ist. 

Angesichts dieses auf Angebotsseite wesentlich hÃ¶heren Wohnungsangebots
nimmt es dem Konzept nicht seine SchlÃ¼ssigkeit, wenn die Nachfragerseite auf
Grundlage von SchÃ¤tzungen, denen Ungenauigkeiten immanent sind, um 0,5
Prozent-Punkte auf 25,5 % erhÃ¶ht wird. Als Ergebnis der durch die
BerÃ¼cksichtigung der Angebotsmieten vorgenommenen PlausibilitÃ¤tskontrolle
geht A zutreffend und in rechtlich nicht zu beanstandender Weise davon aus, dass
zu dem im Konzept genannten Angemessenheitswert auch nach Einbeziehung von
Studierenden und BerufsausbildungsbeihilfeempfÃ¤ngern ausreichend
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verfÃ¼gbarer Ein-Personen-Wohnraum im unteren Marktsegment zur VerfÃ¼gung
steht. 

(ee) Gegenteiliges ergibt sich auch nicht aus dem Umstand, dass ausweislich der in
dem zwischen den Beteiligten vor dem SG gefÃ¼hrten Parallelverfahren S 8 AS
2233/15 von dem Beklagten vorgelegten Aufstellung der Ein-Personen-
Bedarfsgemeinschaften, deren Miete die Angemessenheitsgrenze des Konzepts
Ã¼bersteigt, im Vergleichsraum von den 2.430 Ein-Personen-
Bedarfsgemeinschaften 440 Bedarfsgemeinschaften und damit 18 %
Unterkunftskosten hatten, die oberhalb der Angemessenheitsgrenze gelegen haben
und dass die Unterkunftskosten von 94 Haushalten der 1.250
Bedarfsgemeinschaften nach dem SGB XII, ohne dass insoweit eine Aufteilung nach
Ein- und Zwei-Personen-Haushalten mÃ¶glich gewesen wÃ¤re, oberhalb der
Angemessenheitsgrenze gelegen haben. Denn dies Ã¤ndert nichts an dem
Umstand, dass das von A erstellte Konzept in schlÃ¼ssiger Weise die abstrakt
angemessene Bruttokaltmiete bestimmt hat und dass der Senat aufgrund des von A
im Rahmen des iterativen Verfahrens durchgefÃ¼hrten Abgleichs mit den
Angebotsmieten von einer grundsÃ¤tzlichen VerfÃ¼gbarkeit angemessenen
Wohnraums in ausreichender Zahl Ã¼berzeugt ist. In diesem Zusammenhang
berÃ¼cksichtigt der Senat auch, dass A â�� wie bereits ausgefÃ¼hrt â�� in
Ã¼berzeugender Weise dargestellt hat, dass der Angebotsmarkt deutlich grÃ¶Ã�er
ist, als die reine Zahl der recherchierten Angebotsmieten.

(ff) Nach alledem liegt die abstrakt angemessene Brutto-Kaltmiete fÃ¼r einen Ein-
Personen-Haushalt im streitigen Zeitraum bei 363,15 Euro zuzÃ¼glich Heizkosten.
Die tatsÃ¤chlichen Unterkunftskosten des KlÃ¤gers mit einer Grundmiete von
362,00 Euro und kalten Betriebskosten in HÃ¶he von 70,00 Euro in der Zeit vom
01.02.2017 bis zum 31.05.2017 und in HÃ¶he von 83,00 Euro in der Zeit vom
01.06.2017 bis zum 31.01.2018 sind damit unangemessen. HÃ¶here Leistungen als
die vom Beklagten bewilligten 438,00 Euro (inklusive Heizkosten) kann er nicht
beanspruchen, nachdem der Beklagte bereits die kalten Betriebskosten und
Heizkosten aufgrund der psychischen StÃ¶rung des KlÃ¤gers in Gestalt eines
Waschzwangs und damit aus individuellen GrÃ¼nden in voller HÃ¶he
Ã¼bernommen hat.

(ee) Subjektive GrÃ¼nde, aus denen der KlÃ¤ger einen Anspruch auf Ã�bernahme
hÃ¶herer als die angemessenen Unterkunftskosten haben kÃ¶nnte, liegen nicht vor.
Nach Â§ 22 Abs. 1 Satz 3 SGB II sind hÃ¶here als die angemessenen
Unterkunftskosten zu Ã¼bernehmen, solange es dem alleinstehenden
Leistungsberechtigten nicht mÃ¶glich oder nicht zuzumuten ist, die Aufwendungen
durch einen Wohnungswechsel, durch Vermieten oder auf andere Weise zu senken,
in der Regel jedoch lÃ¤ngstens sechs Monate. Dabei ist die Erstattung nicht
angemessener Kosten der Unterkunft der begrÃ¼ndungspflichtige Ausnahmefall zur
im Ã�brigen bestehenden Obliegenheit zur Kostensenkung aus Â§ 22 Abs. 1 Satz 3
SGB II auch bei UnmÃ¶glichkeit oder subjektiver Unzumutbarkeit. Wegen des
Ausnahmecharakters sind strenge Anforderungen an die Auslegung der
Tatbestandsmerkmale der UnmÃ¶glichkeit und der Unzumutbarkeit zu stellen (BSG,
Urteil vom 23.08.2011 â�� B 14 AS 91/10 R, juris; BSG, Urteil vom 19.02.2009 â�� B
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4 AS 30/08 R, juris).

(1) Ob der KlÃ¤ger wirksam zur Kostensenkung aufgefordert worden ist, kann
vorliegend dahin stehen. Denn nachdem er wÃ¤hrend des laufenden Bezuges von
Grundsicherungsleistungen nach dem SGB II ohne vorherige Einholung einer
Zusicherung in die von ihm seit August 2014 bewohnte Wohnung umgezogen ist,
hat bereits aufgrund der fehlenden Zusicherung kein Anspruch auf Ã�bernahme der
den Angemessenheitswert Ã¼bersteigenden Unterkunftskosten bestanden, so dass
es auf eine Kostensenkungsaufforderung nicht ankommt. Das Erfordernis der
vorherigen Einholung einer Zusicherung ergibt sich aus Â§ 22 Abs. 4 Satz 1 SGB II.
Hiernach soll die leistungsberechtigte Person vor Abschluss eines Vertrags Ã¼ber
eine neue Unterkunft die Zusicherung des fÃ¼r die neue Unterkunft Ã¶rtlich
zustÃ¤ndigen kommunalen TrÃ¤gers zur BerÃ¼cksichtigung der Aufwendungen
fÃ¼r die neue Unterkunft einholen. Bei Verletzung dieses als Obliegenheit
(Piepenstock, in: jurisPK-SGB II, 5. Aufl.2020 , Â§ 22 Rn. 210) ausgestalteten
Erfordernisses erbringt der LeistungstrÃ¤ger nur die angemessenen und nicht die
tatsÃ¤chlichen Kosten (Luik, in Eicher/Luik, SGB II, 4. Aufl. 2017, Â§ 22 Rn. 180;
Piepenstock, in: jurisPK-SGB II, 5. Aufl. 2020 , Â§ 22 Rn. 221). 

Vorliegend ist der KlÃ¤ger wÃ¤hrend des laufenden Leistungsbezuges im August
2014 in eine neue Wohnung umgezogen, ohne zuvor vom Beklagten eine
Zusicherung zur BerÃ¼cksichtigung der Aufwendungen fÃ¼r die neue Unterkunft
eingeholt zu haben. Auch ohne Kostensenkungsaufforderung musste der Beklagte
in diesem Fall nur die angemessenen Unterkunftskosten (vorliegend erhÃ¶ht durch
die tatsÃ¤chlichen Betriebs- und Heizkosten) Ã¼bernehmen.

(2) Ebenso wenig begrÃ¼nden die gesundheitlichen EinschrÃ¤nkungen des
KlÃ¤gers eine Unzumutbarkeit der Kostensenkung, insbesondere durch einen
Umzug. Er leidet seit seiner Kindheit an einer Epilepsie sowie zumindest seit 2014
an einer ZwangsstÃ¶rung in Gestalt eines Waschzwangs und einer rezidivierenden
depressiven StÃ¶rung. Dies entnimmt der Senat dem im Wege des
Urkundsbeweises verwerteten Attests des F vom 05.05.2014) und der
sachverstÃ¤ndigen Zeugenaussage des K vom 05.10.2018, die dieser im Rahmen
des Verfahrens S 8 AS 2233/15 abgegeben hat und die der Senat ebenfalls im Wege
des Urkundsbeweises verwertet. Diese Erkrankungen haben im streitigen Zeitraum
einer Kostensenkung durch Umzug nicht entgegengestanden. Dies ergibt sich zur
Ã�berzeugung des Senats aus dem Umstand, dass der KlÃ¤ger trotz dieser
Erkrankungen im August 2014 in der Lage gewesen ist, einen selbst organisierten
Umzug durchzufÃ¼hren. Damit hat der KlÃ¤ger belegt, dass seine Erkrankungen
einem Wohnungswechsel nicht grundsÃ¤tzlich entgegenstehen. Etwas
Gegenteiliges ergibt sich auch nicht aus der gutachterlichen Ã�uÃ�erung des F1
(sozialmedizinischer Dienst der Agentur fÃ¼r Arbeit) vom 28.01.2015, die der Senat
im Wege des Urkundsbeweises verwertet. Hiernach â��sollte (â�¦) zum
gegenwÃ¤rtigen Zeitpunktâ�� ein Umzug nicht zugemutet werden. Zur
BegrÃ¼ndung hat F1 die Notwendigkeit der Vermeidung psychischer Belastungen
vor dem Hintergrund einer damals aktuellen ArbeitsunfÃ¤higkeitsbescheinigung
angefÃ¼hrt. Hinsichtlich der prognostischen Dauer der LeistungseinschrÃ¤nkung
hat F1 â��voraussichtlich 6 Monateâ�� angegeben. Anhaltspunkte dafÃ¼r, dass
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Ã¼ber diesen bis Ende Juli 2015 andauernden Zeitraum hinaus ein Umzug aus
gesundheitlichen GrÃ¼nden nicht zugemutet werden konnte, bestehen nicht.
Weder haben â�� wie ausgefÃ¼hrt â�� die seit Jahren bestehenden Erkrankungen
einem Umzug grundsÃ¤tzlich entgegengestanden, noch hat der anwaltlich
vertretene KlÃ¤ger im Rahmen des vorliegenden Verfahrens oder in dem
Parallelverfahren S 8 AS 2233/15 eine subjektive, krankheitsbedingte
UnmÃ¶glichkeit eines Umzugs vorgetragen. Vielmehr hat sich sein
diesbezÃ¼glicher Vortrag im Verfahren S 8 AS 2233/15 lediglich auf die durch den
Waschzwang bedingten erhÃ¶hten Betriebskosten bezogen, die der Beklagte vor
diesem Hintergrund in tatsÃ¤chlicher HÃ¶he Ã¼bernommen hat.

d) Die tatsÃ¤chlichen Heizkosten hat der Beklagte in voller HÃ¶he Ã¼bernommen,
weshalb sich die Frage von deren Angemessenheit vorliegend nicht stellt.

4. Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

5. Die Revision ist nicht zuzulassen, da keiner der GrÃ¼nde des Â§ 160 Abs. 2 Nr. 1
und 2 SGG gegeben ist.

Erstellt am: 21.12.2021

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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